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Das ist mal etwas Neues. Conra-
din Cramer will sich an diesem
späteren Nachmittag, ganz un-
typisch für ihn, «dezidiert weh-
ren» – gegen eine Motion von
FDP-Grossrat Andreas Zappalà,
die «Einführungsklassen an al-
len Schulstandorten» fordert.
Der Erziehungsdirektorweiss zu
diesem Zeitpunkt, dass er mit
diesemAnliegen imGrossen Rat
scheitern dürfte, zu gross scheint

die Zustimmung der Parlamen-
tarier.Aberwas bleibt ihm ande-
res übrig? Also wehrt er sich ge-
gen die Forderung, die da lautet:
Wenn ein Kind nach demKinder-
garten noch nicht reif für die Pri-
marschule ist, soll es die 1. Klasse
in zwei Jahren absolvieren dür-
fen. In Riehen hat man damit
gute Erfahrungen gemacht.Nun
soll das überall möglich sein.

Cramer sieht das anders. Die
Schulhäuser hätten alle unter-
schiedliche individuelle Mass-
nahmen ergriffen, um die Prob-
leme in den Griff zu bekommen.
«Das ist viel besser als eine Zen-
tralisierung, einTop-down-Ent-
scheid, der für alle gilt.»

Für ihn ist klar: Es braucht im
Schulhaus auf dem Bruderholz
andere Mittel als im Schulhaus
Dreirosen. Deshalb sind indivi-
duelle Umsetzungen, denen auch
der Grosse Rat 2019 zugestimmt
hat, das bessere Instrument.Also
bittet er das Parlament um eine
Umwandlung derMotion in einen

Anzug – damit die Regierung
zwei Jahre Zeit für eine Antwort
hat. Cramer bemüht sich verge-
bens. Und gerät stark unter
Druck, von allen Seiten, was
durchaus Seltenheitswert hat.
Nur seine Partei, die LDP, und die
Hälfte der SP-Fraktion stellen
sich hinter ihn. Ansonsten: eine
Salve an kritischen Voten.

Scharfe Kritik an
der heutigen Praxis
SP-Grossrätin Sasha Mazzotti,
selbst Kindergärtnerin, hält die
individuellen Massnahmen der
Schulhäuser fürwenig aussage-
kräftig («unsorgfältig», «Copy/
paste»). Sie kritisiert die heutige
Praxis scharf: «Oft ist es so, dass
man einfach eine zusätzliche
Heilpädagogin in den Kindergar-
ten steckt, damit ein entwick-
lungsverzögertes Kind doch
noch in die 1. Klasse kommt. Am
Gras ziehen, dass es schneller
wächst: ein super Beispiel, das
nie funktioniert.» Und sie weist

auf etwas hin, was das Erzie-
hungsdepartement gern ver-
schweigt: In einer Umfrage der
Freiwilligen Schulsynode mit
Tausenden von Lehrern hätten
sich «83 Prozent» für Einfüh-
rungsklassen ausgesprochen.

Es folgen zustimmendeWorte
– und ganz ähnliche Erklärun-
gen. Von SVP-Grossrätin Jenny
Schweizer («Es sollen alle Kinder
die Option haben»). Von Basta-
VertreterinHeidiMück («Ich habe
selbst eine Einführungsklasse
unterrichtet – nach zwei Jahren
in einer solchen können gerade
Spätzünder problemlos in die
integrative Schule wechseln»).
VonEVP-Parlamentarierin Brigit-
te Gysin («Was in Riehen gelingt,
sollte in allen Stadtgebietenmög-
lich sein»). Von GLP-Bildungs-
politikerin Sandra Bothe-Wenk,
die gar nichts mehr gross sagen
und Zeit sparenwill,weil sie den
Vorrednerinnen zustimmt.

Mega-Druck für Conradin
Cramer. Da hilft es ihm auch

nichts, dass er auf ein durchaus
berechtigtes, unschönes Detail
hinweist. Das Wort «alle» ver-
steht er so, dass jedes Schulhaus
eine Einführungsklasse haben
muss. So steht es auch tatsäch-
lich im Vorstoss. Die Parlamen-
tarier interpretieren es anders,
sprechenvon derMöglichkeit für
alle, wenn es Sinn ergibt – die
Schulhäuser dürfen sich aber
auch zusammentun.

Am Ende hat Cramer keine
Chance. 56 Grossräte sind für die
Motion, nur 27 für den Anzug.
Der Regierungsrat nimmt aber
«viel Positives» aus der «ver-
söhnlichen» Debatte mit. Erwill
die geäusserten Forderungen
beim«Massnahmenkonzept» für
die Schule bedenken.Und dieses
werde «keine Kleckserei» und
sehe «umfassendeVerbesserun-
gen» vor. Da klingt Conradin
Cramer dann wieder ganz wie
gewohnt.

Sebastian Briellmann

Katrin Hauser

Andreas Zappalà (FDP) ist ein
Mannmit einem ruhigenGemüt.
Er spricht ungewöhnlich leise,
guckt für einen Politiker ausser-
ordentlich freundlich in dieWelt.
Ja, ihn umgibt meist eine aus-
gesprochen versöhnliche Aura.
Umso mehr erstaunt es, als er
gesternNachmittag vor das Red-
nerpult imbasel-städtischenPar-
lament tritt und sagt: «Ich habe
mir überlegt, wie ich das Votum
beginnen soll, damit ich keinen
Ordnungsruf gewärtigenmuss.»
Der Ordnungsruf ist ein Rüffel,
den sich Grossratsmitgliedervon
Präsident Bülent Pekerman (GLP)
einfangen, wenn sie etwas Ehr-
verletzendes sagen.Was, so fragt
man sich, bringt den sonst so
ausgeglichenen Zappalà dazu,
beinahe ausfällig zu werden?

Es ist eine Idee von zwei lin-
ken Basler Grossräten. Oliver
Thommen (Grüne) und Daniel
Sägesser (SP) schlagen vor, dass
sich sanierungsfaule Hauseigen-
tümer künftig an den Energie-
Nebenkosten ihrer Mieter betei-
ligen sollten. Sie finden es näm-
lich unfair, dass dieMieterinnen
die hohen Energiekosten tragen,
obwohl sie gar keinen Einfluss
auf die Energieeffizienz des Ge-
bäudes hätten. «In Basel-Stadt
sind nur 4 Prozent der Gebäude
aus dem 21. Jahrhundert», sagt
Thommen. Es brauche dringend
eine höhere Sanierungsrate.

Worüber sich Zappalà als
Präsident des BaslerHauseigen-
tümerverbands nun so ärgert, ist,
dass man mit Unwahrheiten
agierenwürde, umdieses Ziel zu
erreichen, wie er sagt. Es werde
suggeriert, dass wegen der fos-
silen Energien die Nebenkosten
so stark steigen würden. (Beim
Gas stimmt das auch.) Dabei sei-
en es ja die Industriellen Werke
Basel (IWB),welche die Preise für
die Fernwärme erst vor kurzem

stark erhöht hätten. Nun zu
sagen, die Vermietenden sollten
diese Kosten oder einen Teil
davon tragen,«ist schonunglaub-
lich». Insbesondere, da es dafür
keine gesetzlicheGrundlage gebe.

Unterstützt wird Zappalà von
LDP-Grossrat Michael Hug, der
beschreibt, wie der Trichter um
die Vermieterinnen undVermie-
ter zwischen dem strengen
Wohnschutz undnundieserneu-
en Idee immerengerwerde.Dazu
komme,dass das Fernwärmenetz
ja noch garnicht fertig ausgebaut
sei. «Es wäre grotesk, die Haus-

eigentümer dafür zu bestrafen,
dass sie auf denAusbau derFern-
wärmewarten.»

Die Urheberdes besagtenVor-
stosses – OliverThommen (Grü-
ne) und Daniel Sägesser (SP) –
sind etwas überrascht, dass sie
mit ihrer Idee für solch einen
«hohen Puls» sorgen. Beide ha-
ben das Gefühl, Zappalà habe
ihrenVorstoss einfach nicht rich-
tig verstanden.

Das Ziel sei es nämlich nicht,
dass Vermieter nach demWech-
sel auf die Fernwärme finanziell
abgestraft würden. Sobald der
Hauseigentümer die Energieef-
fizienz seines Gebäudes auf ein
gutes Level verbessert habe,
müsse er sich nicht mehr an den
Energiekosten beteiligen, sagt
Sägesser. SVP-Grossrätin Jenny

Schweizer ist zutiefst irritiert. Sie
fragt Sägesser: «Herr Kollege,
wollen Siemirweismachen, dass
ich mich an den Energiekosten
meiner Mieter beteiligen soll –
egal, wie stark sie die Wohnung
beheizen?» Sägesser erwidert:
«Es wird um eine Kostenbeteili-
gung gehen, und Sie haben als
Besitzerin einen höheren Ein-
fluss auf die Energieeffizienz des
Gebäudes als die Mieter.»

Vorstoss bewusst
offen formuliert
Worauf in derDebatte nicht ein-
gegangenwird, ist dasArgument
von Hug, dass ja gar nicht alle
Zugang zur Fernwärme haben.
Auf Nachfrage sagt Sägesser,
dass er den Einwand für berech-
tigt halte. Der Vorstoss sei be-

wusst offen formuliert, und er
werde sich diesbezüglich für eine
pragmatische Lösung einsetzen.

Sägesser undThommen kön-
nen überzeugen: Eine Mehrheit
der Grossratsmitglieder stimmt
für ihre Idee, wobei auffallend
viele Mitglieder der Fraktionen
von Mitte und GLP bei der Ab-
stimmung fehlen. Mit 45 zu
42 Stimmenwird derVorstoss an
die Regierung überwiesen. Die
Regierung wird nun erst einmal
berichten,wie diese Idee umsetz-
bar wäre.

Und Zappalà? Er ist ent-
täuscht. Es bleibe zu hoffen, dass
die Regierung zum Schluss
komme, dass dieseMassnahmen
nicht umsetzbar seien, sagt er –
wieder in gewohnt unaufgereg-
ter Sprache.

Vermieter soll Nebenkosten desMieters
mitbezahlen – egal, wie viel der heizt
Linke Idee entsetzt Bürgerliche Eine Mehrheit des Grossen Rats stellt sich dahinter, dass Hauseigentümer entweder
ihr Gebäude ökologisch sinnvoll sanieren oder sich an den Energie-Nebenkosten ihrer Mieter beteiligen müssen.

«Es wäre grotesk, Eigentümer dafür zu bestrafen, dass sie auf den Ausbau der Fernwärme warten»: Andreas Zappalà (FDP). Foto: Florian Bärtschiger
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Berichterstattung
aus dem Rathaus

Grundstückpreise SP-Grossrat Ivo
Balmer hat es geschafft: Eine
knappe Mehrheit im basel-städ-
tischen Parlament findet die Idee,
Grundstückpreise im Kanton
künftig offen zu legen, prüfens-
wert. Balmer verspricht sich da-
von ein einfachesMittel gegen die
Spekulation mit Boden und Im-
mobilien. Die Idee dahinter: Je
besser man über den Wert von
Boden und Gebäude Bescheid
weiss, desto besser kann man
ausrechnen, mit wie viel Rendite
ein Investor bei den Mieteinnah-
men rechnet.

Nicht überzeugt sind die Bür-
gerlichen. Sie befürchten,dass die
Preise eher in die Höhe getrieben
würden: Wer sieht, für wie viel
Geld derNachbarverkaufen kann,
verlangt selbst ebenfalls mehr –
selbst wenn die Immobilie in ei-
nem schlechteren Zustand als das
Nachbarshaus ist, so der Gedan-
ke. Der Anzug ist mit 46 zu 43
Stimmen an die Regierung zur
Prüfung und Berichterstattung
überwiesen worden. Als einziger
bürgerlicher Grossrat hat der
EVP-Politiker Christoph Hochuli
dafür gestimmt. (kha)

Knapper Entscheid
für Transparenz

Nomination Die Baselbieter Grü-
nen demonstrierten nach den
Unruhen der vergangenen Tage
aufgrund einer möglichen No-
mination der umstrittenen Sis-
sacher Landrätin Laura Grazioli
für den Nationalrat an ihrer
Mitgliederversammlung gestern
AbendGeschlossenheit. Die rund
30 anwesenden Mitglieder folg-
ten bei der Nomination für die
Nationalratswahlen per Akkla-
mation demVorstand und nomi-
nierten Florence Brenzikofer
(Oltingen, bisher), Marco Agos-
tini (Pfeffingen), Rahel Bänziger
(Binningen), Michael Durrer
(Liestal), Gzim Hasanaj (Ther-
wil),Andrea Sulzer (Waldenburg)
undDominique Zbinden (Junges
Grünes Bündnis, Itingen). Nach
einer Erklärung von Parteipräsi-
dent Michael Durrer zum Fall
Grazioli blieben Voten aus dem
Publikum aus. (red)

Grüne Basis stützt
den Parteivorstand

Grosser Rat Von Juni bis Septem-
ber sollen Gäste länger im Aus-
senbereich derBeizen sitzenblei-
ben dürfen. Der Grosse Rat hat
gestern eine Motion für «medi-
terraneNächte»mit 72 zu 7 Stim-
men bei 10 Enthaltungen an die
Regierung überwiesen. Die Mo-
tion von Laurin Hoppler (GAB)
verlangt, dass Terrassen- und-
Boulevardflächen am Freitag-
und Samstagabend bis 1 Uhr und
unter der Woche bis 24 Uhr be-
wirtetwerden dürfen.Derzeit ist
dies je nach Gebiet nur bis 22 Uhr
oder 23 Uhr möglich. (sda)

«Mediterrane
Nächte» für Basel

Kostenlose
Zahn-Implantat Beratung

Manchmal hört man „bei Ihnen gehen
Implantate nicht, Sie haben zu wenig
Knochen“. Dies trifft nicht immer zu.
Dr. Marschall und Kollegen wissen wie man
auch bei wenig Knochenangebot Implantate
setzt. Profitieren Sie so lange es geht von
der Kompetenz und Erfahrung der speziali-
sierte Zahnärzte und vom Eröffnungsange-
bot: 40 % Rabatt* auf Implantat-Kronen
und übrige Kronen. Gilt bis zum 28.02.2023.
Termine können vereinbart werden bei ABA
Aeschenplatz Zahnklinik 061 226 60 00.
*Bei SSD-Tarif TPW 1.1 Fr., bei EL, KK, UVG gilt der SUVA Tarifvertrag
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Basta bis SVP: Conradin Cramer kommt von allen Seiten unter Druck
Grosser Rat will Einführungsklassen Der Erziehungsdirektor muss in der Bildungspolitik eine Niederlage einstecken.
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